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Staatlichkeit – Zwischen Fragilität und Konsolidierung
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„Rechtsprechung“ im 
rechtsfreien Raum

Die „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk als Beispiele 
für Streitschlichtung in Rebellengebieten

Brigitta Triebel / Hartmut Rank / Daria Dmytrenko
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umso größer werden die ungeklärten rechtli-
chen Fragen. Auch wenn wir uns auf den post-
sowjetischen Raum beschränken, ist die bloße 
Zahl der nicht oder nur von wenigen anderen 
Staaten anerkannten „Quasi-Staaten“ erheb-
lich: Abchasien (sogenannte Autonome Repu-
blik Abchasien) und Südossetien (sogenannte 
Republik Südossetien) auf dem Gebiet Geor-
giens, Bergkarabach (sogenannte Republik 
Artsakh) auf dem Gebiet Aserbaidschans, das 
Gebiet Transnistrien (die sogenannte Trans- 
nistrische Moldauische Republik) auf dem Ter-
ritorium der Republik Moldau; und, jüngeren 
Datums, die nicht von der ukrainischen Zentral- 
regierung kontrollierten Teile des ukraini-
schen Staatsgebiets im östlichen Donbass 
(die sogenannten Volksrepubliken Luhansk 
und Donezk) sowie die sogenannte Autonome 
Republik Krim. Damit gab es bereits vor dem 
russischen Angriff auf das gesamte Territorium 
der Ukraine eine ganze Reihe unterschiedlich 
gelagerte Fälle, in denen nach der Auflösung 
der Sowjetunion 1991 bestehende Staatsgren-
zen verletzt oder zu verschieben versucht wur-
den. Seit der Ausweitung des Krieges und der 
russischen Besetzung von weiteren Territorien 
der Ukraine stellen sich diese Rechtsfragen 
auch andernorts im Land: So sind oder waren 
auch Gebiete der ukrainischen Regierungsbe-
zirke (Oblaste) Cherson, Saporishja, Charkiw, 
Dnipro, Sumy und Mykolajiw besetzt.

Nicht weniger umfangreich ist das Spektrum 
der damit einhergehenden Rechtsprobleme: 
angefangen vom „großen“ Bereich des Straf-
rechts und dort speziell der Frage, welches 

Streitschlichtung in nicht anerkannten 
Staaten und Rebellengebieten

Das Problem der „Rechtsprechung“ im rechts-
freien Raum ist viel umfangreicher, als man 
auf den ersten Blick annehmen mag. Auch ist 
es beileibe kein Problem, das auf die vergange-
nen acht Jahre und auf die nicht von Kiew aus 
kontrollierten ukrainischen Gebiete im Donez
becken beschränkt wäre. Ganz im Gegenteil: 
Eine rasche Rundumschau  – ohne jeglichen 
Anspruch auf Vollständigkeit – der vergangenen 
gut 50 Jahre zeigt schnell, dass es sich vielmehr 
um ein wiederkehrendes Phänomen handelt. 
Rechtsunsicherheit oder Räume mit einem 
Rechtsvakuum gibt und gab es auf fast allen 
Kontinenten: ob im sogenannten Islamischen 
Staat, der eine Zeit lang in Teilen Syriens und 
des Irak bestand, in von den Tamilen langjährig 
beherrschten Gebieten Sri Lankas oder in von 
den FARC in Kolumbien kontrollierten Regio
nen1  – überall dort wurde durch sogenannte 
Justizorgane „Recht“ gesprochen.

Entscheidungen in völkerrechtlich umstrittenen 
Territorien sind auch außerhalb der betreffenden 
Gebiete von Relevanz: Werden beispielsweise 
Entscheidungen von Verwaltungsbehörden 
oder Gerichten in Nordzypern (der sogenannten 
Türkischen Republik Nordzypern) über dortige 
Grundstücke jetzt oder in Zukunft international 
anerkannt?

Je länger die Zentralregierungen keine effek-
tive Kontrolle über Teile des völkerrechtlich 
anerkannten eigenen Staatsgebiets innehaben, 

Für die Menschen, die in den seit 2014 von Separatisten 
kontrollierten Gebieten der Ukraine jenseits des Einfluss
bereichs der Kiewer Staatsgewalt leben, ist Rechtsstaatlichkeit 
ein Wunschtraum. Auch wenn die „Volksrepubliken“ sich 
Mühe geben, zumindest die Fassade eines ordentlichen 
Rechtssystems aufzubauen: Dahinter herrscht Willkür von 
Russlands Gnaden und Menschenrechtsverletzungen haben 
System.
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„Rechtsprechung“ nach russischem Vorbild: 
Die „Volksrepubliken“ Donezk und Luhansk

Bereits seit 2014 setzte die russische Führung 
in der Ukraine auf Gewalt und militärische 
Intervention, um den eigenen Einfluss im 
Nachbarland zu erhalten oder wiederzugewin-
nen. Konnte man unter der Präsidentschaft 
von Wiktor Janukowytsch noch mit einer sich 
fortsetzenden Integration der Ukraine in die 
eigene Einflusssphäre rechnen, änderte sich 
die Ausgangslage für Moskau mit der Euromai-
dan-Bewegung und der „Revolution der Würde“ 
grundlegend. Große Teile der politischen Eli-
ten und der aktive Teil der Gesellschaft in der 
Ukraine befürworteten nun den europäischen 
und demokratischen Weg des Landes. Den 
eigenen Kontrollverlust über das Nachbarland 
fürchtend, beauftragte die russische Führung 
bereits im Februar 2014 eine verdeckte mili-
tärische Operation auf der Krim, die mit der 
Annexion der Halbinsel endete. 

Zudem nutzte der Kreml das Machtvakuum in 
den Wochen der Revolution und politischen 
Wirren, um Antimaidan-Kräfte im Ostteil des 
Landes zu unterstützen, die in vielen Städten der 
Region, unter anderem in Charkiw und Odessa, 
versuchten, die Macht zu erlangen. In den meis-
ten Fällen scheiterten sie, im Donbass waren sie 
hingegen erfolgreich: Die prorussischen Antimai-
dan-Rebellen brachten weite Teile des Gebiets 
unter ihre Kontrolle und riefen im Frühjahr 2014 
die „Volksrepublik Donezk“ (Donezkaja Narod-
naja Respublika, DNR) und die „Volksrepublik 
Luhansk“ (Luganskaja Narodnaja Respublika, 
LNR) aus.3 Als ideologische Grundlage dienten 
die Konzepte der „Donezker Republik“ (Donets-
kaja Respublika) und „Neurusslands“ (Novo
rossija), in denen ein autonomer Donbass und 
eine enge Anbindung der Region an Russland 
historisch wie kulturell gerechtfertigt wurden. 
Diese Ideen wurden seit den 2000er-Jahren mit 
russischer Hilfe in der östlichen Ukraine verbrei-
tet und fanden insbesondere bei Bevölkerungs-
gruppen Anklang, die den wirtschaftlichen und 
sozialen Niedergang der ehemals wichtigsten 
Industrieregion der Sowjetunion mit der unab-
hängigen Ukraine verbanden.4

Strafgesetzbuch, welche Prozessordnung anzu
wenden ist, bis hin zu vermeintlich „kleineren“  
Fragen des Zivil- oder Verwaltungsrechts, welche 
die Lebensrealität der Menschen alltäglich 
betreffen und damit in keiner Weise weni-
ger wichtig sind. Sind Eheschließungen oder 

-scheidungen dennoch rechtsgültig, auch 
wenn sie von international nicht anerkannten 
De-facto-Behörden ausgestellt werden? Was 
gilt für Grundstückstitel, Renten- oder sonstige 
Bescheide? In Transnistrien, das immerhin seit 
inzwischen drei Jahrzehnten (!) als völkerrecht-
lich nicht anerkannter De-facto-Staat existiert, 
betrifft dies etwa Fragen wie: Erlauben „lokale“ 
Autokennzeichen, die von Behörden in einem 
nicht völkerrechtlich anerkannten Gebiet 
erteilt werden, auch die Fahrt in benachbarte 
Staaten?2 Ist ein Universitätsabschluss einer 
in einem nicht anerkannten Gebiet liegenden 
Hochschule vergleichbar mit anderen? Und: 
Kann ein solches Diplom mit einer Apostille 
oder einem anderen Nachweis der Echtheit 
der Bildungsurkunde versehen werden, damit 
Absolventen auf dieser Grundlage auch in 
anderen Ländern beruflich tätig werden kön-
nen?

Bereits seit 2014 setzt der 
Kreml in der Ukraine auf  
Gewalt, um den eigenen  
Einfluss im Nachbarland  
zu erhalten.

Zurück zum Strafrecht: Was ist nach dem 
einen oder anderen Regelwerk strafbar, was 
nicht? Gilt die Todesstrafe oder nicht? Welche 
Verjährungsfristen gelten? Wann beginnen 
solche Fristen?  Dieser Beitrag wird bedeu-
tende rechtliche Fragen und diesbezügliche 
Entwicklungen in den sogenannten Volksrepu-
bliken Donezk und Luhansk seit 2014 genauer 
beleuchten, droht doch eine Wiederholung der 
russischen Strategie aus dem Donbass in den 
neu besetzten Gebieten im Osten und Südosten 
der Ukraine.
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Gegen die separatistische Machtübernahme 
in Donezk und Luhansk setzte die ukrainische 
Übergangsregierung im April 2014 die eigenen 
Streitkräfte ein. Die sogenannte Anti-Terror-
Operation konnte nach einer chaotischen ersten 
Phase ab Sommer 2014 einige Geländegewinne 
gegen die Aufständischen erzielen, die aber das 
Gebiet der beiden „Volksrepubliken“  – wenn 
auch nur mit russischer Unterstützung – halten 
konnten. Als im August 2014 Niederlagen der 

„DNR“ und „LNR“ drohten, kam es zu einem 
direkten Eingreifen russischer Truppen in das 
Kampfgeschehen bei Ilowaisk.5 Diese Eskala-
tion des Krieges ließ Deutschland und Frankreich 
diplomatisch intervenieren und ein Friedensab-
kommen vermitteln. Nach dem Abschluss des 
Minsker Abkommens (Minsk I: September 2014 
und Minsk II: Februar 2015) fokussierten sich 
die Kämpfe ab 2015 an der sogenannten Kon-
taktlinie, die das Donezbecken in einen von der 

ukrainischen Regierung kontrollierten und in 
einen nicht kontrollierten Teil trennte. Während 
der Verhandlungen in Minsk lehnte die russische 
Führung jedwede Verantwortung für die Kampf-
handlungen ab und konnte sich mit dem Narra-
tiv, es handle sich um einen innerukrainischen 
Konflikt, insoweit durchsetzen, dass das eigene 
Land im Friedensvertrag nicht als Konfliktpartei 
angesehen wird.

Bereits kurz nach den Gründungen der „DNR“ 
und „LNR“ im April 2014 versuchten die Auf-
ständischen, das Gewaltmonopol zu erlangen 
und quasistaatliche Strukturen aufzubauen. 
Zunächst schien die Machtergreifung zügig 
und ohne nennenswerten Widerstand mög-
lich, waren doch viele Kommunalpolitiker, Ver-
waltungsmitarbeiter und Sicherheitskräfte in 
höheren Positionen geflohen und die vor Ort 
dominierende Partei, Janukowytschs Partei der 

Abstimmung mit absehbarem Ausgang: Im Mai 2014 erbrachten die für die ostukrainischen Separatistengebiete 
durchgeführten Unabhängigkeits-„Referenden“ das von den örtlichen Machthabern und dem Kreml gewünschte 
Ergebnis. Quelle: © Sergei Karpukhin, Reuters.
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beider „Republiken“ aus Russland finanziert 
wird.9 Offiziell dienen solche Kommissionen 
lediglich zur Koordinierung der humanitären 
Hilfe aus Russland. Zudem sind Strukturen in 
den zwei Pseudostaaten an das russische Vorbild 
angelehnt: Hier gilt in vielen Fällen eine ange-
passte russische Gesetzgebung und die Gebiete 
sind in die russische (Schatten-)Wirtschaft inte-
griert. Zudem wurde das Verfahren für die Aus-
stellung von Pässen der Russischen Föderation 
vereinfacht.10

Die „Volksrepubliken“ hatten sich damit zu 
De-facto-Staaten entwickelt, die die Gewalt über 
das Territorium und die Bevölkerung in einem 
Drittel des ukrainischen Donbass ausübten. Sie 
sind gänzlich abhängig von Russland.11 Diese 
enge Anbindung an russische Strukturen gilt ins-
besondere für die Justiz, die als ein entscheiden-
des Instrument zum Aufbau und zur Sicherung 
der autoritären Herrschaft in diesen Pseudostaa-
ten diente. Während die Halbinsel Krim zügig in 
das Herrschaftsgebiet der Russischen Föderation 
integriert wurde, galt dies für die von den Rebel-
len ausgerufenen „Republiken“ nicht. Diese 
pseudostaatlichen Konstrukte erfuhren keine 
internationale Anerkennung, dem Völkerrecht 
entsprechend galten sie als illegal gegründete 
Staaten, die von der internationalen Staatenge-
meinschaft nicht anerkannt wurden.

Die russische Justiz als Blaupause: Das 
Rechtssystem in der „DNR“ und „LNR“

Die Justizsysteme in den sogenannten Volksre-
publiken zeigen insbesondere in den Strukturen 
und im Personal erhebliche Übereinstimmungen 
mit dem russischen Rechtssystem. Nur wenige 
Monate brauchte es nach Ausrufung der „DNR“, 
um erste Beschlüsse zu Rechtsfragen zu fassen. 
Im August 2014 verabschiedete der „Ministerrat“ 
als Regierung eine Verordnung über die Militär-
gerichte der „Volksrepublik Donezk“, im Oktober 
2014 eine Entschließung „Über die Justiz“ zum 
Aufbau von Justizstrukturen.12 In der „LNR“ dau-
erte es etwa ein Jahr, bis der „Volksrat“ als Parla-
ment im April 2015 ein erstes Justizgesetz erlies.13 
Hier zeigen sich durchaus Unterschiede zwischen 
beiden selbsternannten Republiken, die auch auf 

Regionen, verlor die Kontrolle über die Antimai-
dan-Kräfte.6 Der Proklamation der „Volksrepubli-
ken“ folgten weitere Schritte, die Legitimität und 
demokratische Strukturen in den Pseudostaaten 
simulieren sollten: Zunächst organisierten die 
Aufständischen ein „Referendum“ zur Unab-
hängigkeit von der Ukraine mit einem erwartba-
ren Ausgang von etwa 90 Prozent Zustimmung. 
Es folgten der Aufbau des „Volkssowjets“ als 
Parlament mit Scheinopposition und der Neu-
aufbau der Sicherheitskräfte und des Justizsys-
tems. Symbole der Staatlichkeit, Hymne, Flagge 
und Wappen, wurden eingeführt. Die Farb- und 
Symbolauswahl soll sowohl die Nähe zu Russland 
(„DNR“: russischer Doppeladler im Wappen) 
als auch die regionale Verortung („LNR“: Kranz 
aus Kornähren) visualisieren. In den folgenden 
Jahren unternahmen die zwei „Republiken“ Ver-
suche, eine auswärtige Politik aufzubauen. Auf 
niedrigem Niveau pflegten sie Kontakte außer-
halb ihrer „Staatsgrenzen“ mittels Vertretungen 
in Russland, aber auch über Vereine und Einzel-
personen im westlichen Europa.

Die Justizsysteme in den  
sogenannten Volksrepubliken 
zeigen erhebliche Übereinstim­
mungen mit dem russischen 
Rechtssystem.

In diesen Prozessen war der russische Einfluss 
von entscheidender Bedeutung und nahm ins-
besondere in der Phase der Machtstabilisierung 
deutlich zu. Die lokalen Akteure aus den ersten 
Tagen wurden mehr und mehr ersetzt durch 

„Entsandte“ aus Russland. Mittlerweile ist das 
Führungspersonal in den Verwaltungsstruktu-
ren entweder direkt von Moskau ernannt oder 
von russischen Behörden genehmigt, in jedem 
Fall ist es in seinen Entscheidungen vom Kreml 
abhängig.7 Seit 2014 konnte das Budget der 

„Republiken“ nur durch russische Zahlungen 
sichergestellt werden.8 Dafür wurden speziell 
geschaffene bilaterale Kommissionen geschaf-
fen, über die bis heute ein Großteil des Budgets 
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Städten im Donbass bereits vor dem Machtwech-
sel 2014 innehatten. Unter ihnen sind Mitarbei-
ter des ukrainischen Justizsystems, die vor 2014 
unter dem Verdacht der Korruption standen und 
dennoch (oder gerade deswegen) unter der Prä-
sidentschaft von Wiktor Janukowytsch (2010 bis 
2014) auf einen weiteren Aufstieg hoffen konn-
ten. Mit der Absetzung von Janukowytsch und 
der „Revolution der Würde“ hatten sie jedoch 
eine Strafverfolgung zu befürchten. Der andere 
Teil des Personals im Justizsystem wurde nach der 
Ausrufung der „Republiken“ ernannt, insbeson-
dere Führungspositionen wurden mit russischen 
Staatsbürgern besetzt.17 Damit zeigt sich auch im 
Rechtssystem eine übliche Praxis in Separatisten
gebieten in verschiedenen Staaten speziell im 
postsowjetischen Raum (nicht nur im Donbass): 
Personen, die vor dem Machtwechsel 2014 die 
prorussischen Parteien in der Region unterstütz-
ten und bereit waren zur Anpassung, konnten mit 
guten beruflichen Perspektiven rechnen, wenn-
gleich der Einsatz russischer Juristen in Schlüs-
selstellen der zwei „Volksrepubliken“ darauf 
schließen lässt, dass Moskau die Entwicklungen 
im Donbass direkt kontrollieren will und auch 
gegenüber loyalem ukrainischen Personal Miss-
trauen hegt. Die Ukraine reagierte auf den Wech-
sel einiger ukrainischer Juristen in den Dienst der 

„Volksrepubliken“ mit rechtlichen Mitteln: Laut 
ukrainischer Gesetzgebung wird der Dienst in den 
nicht anerkannten „Republiken“ als Hochverrat 
eingestuft. Einige Richter wurden in Abwesenheit 
bereits deswegen verurteilt.18

Justiz als Instrument autoritärer Herrschaft

Die Gesetzgebung und die Praxis der Recht-
sprechung in den separatistischen „Republiken“ 
unterliegen in erster Linie dem Ziel der Macht-
konsolidierung innerhalb der „Republiken“ und 
der militärischen sowie ideologischen Konfron-
tation mit der demokratischen Ukraine. Dies 
spiegelt sich sowohl im Strafrecht, das eine Ver-
folgung aus politischen Gründen ermöglicht, als 
auch in den praktischen Ermittlungsmethoden 
wider. Weiterhin ist es schwierig, unabhängige 
Informationen über die Strafverfolgung in den 
sogenannten Republiken zu erhalten, die meis-
ten Informationen stammen von inhaftierten 

die größere Bedeutung der „DNR“ für Moskau 
zurückzuführen sind. Die „DNR“ beansprucht 
das weitaus größere und wirtschaftlich robustere 
Gebiet im Donbass um die Großstadt Donezk. 
Dort pseudostaatliche Strukturen rasch aufzu-
bauen, scheint eine Priorität Russlands gewesen 
zu sein.

In einer Übergangsphase nach der Gründung der 
Pseudostaaten 2014 blieb die ukrainische Gesetz-
gebung größtenteils in Kraft, zumindest in den 
Fällen, in denen sie nützlich für den Aufbau eige-
ner staatlicher Strukturen war und den militäri-
schen wie politischen Zielen nicht widersprach. 
Nach und nach wurde die Gesetzgebung umge-
baut und vielfach durch russische sowie sowjeti-
sche Gesetze ersetzt. Zunächst erließen die neu 
geschaffenen Regierungsorgane der „Republiken“ 
eine Kriegsgesetzgebung, der nächste Schritt war 
die Verabschiedung neuer Straf- und Strafprozess- 
ordnungen, die auf dem Gesetzbuch der UdSSR 
aus dem Jahr 1961 basierten.14

Prorussische Unterstützer 
konnten mit guten berufl ichen 
Perspektiven rechnen.

Ab März 2020 verfügte die „Volksrepublik 
Donezk“ über eine scheinstaatliche Gerichts-
barkeit mit verschiedenen Instanzen: ein oberster 
Gerichtshof, Gerichte der allgemeinen Gerichts-
barkeit wie Bezirks-, Stadt- und Zwischenbezirks-
gerichte, Schiedsgerichte und ein Militärgericht.15 
Ein ähnliches Justizsystem entstand in der 

„Luhansker Volksrepublik“.16 Darüber hinaus 
wurde in beiden „Republiken“ ein juristisches 
Ausbildungssystem aufgebaut. Qualifizierung 
und Anerkennung der Richter erfolgt durch for-
mal unabhängige Strukturen, die jedoch mit den 
russischen affiliiert sind.

Wer spricht „Recht“ in den „Volksrepubliken“?

Im Justizsystem der zwei De-facto-Staaten besteht 
ein Teil des Personals aus Richtern und Beam-
ten, die diese Positionen in den Ortschaften und 
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Menschen.19 Innerhalb der „Republiken“ sind 
Opfer insbesondere Soldaten, die gefangen 
genommen wurden, oder Zivilisten, die ver-
dächtigt werden, mit den ukrainischen Behör-
den zusammenzuarbeiten oder mit ihnen zu 
sympathisieren. Dabei zielt das harte Vorgehen 
gegen vermeintliche politische Gegner auf die 
Einschüchterung der eigenen Bevölkerung und 
die Untermauerung der eigenen Propaganda, die 

„Republiken“ seien durch die aggressive Politik der 
Ukraine gefährdet.20 Laut Angaben der ukraini-
schen Sicherheitsdienste galten bis zum 24. Feb-
ruar 2022 etwa 300 ukrainische Staatsbürger als 
politische Gefangene in Russland, den zwei soge-
nannten Volksrepubliken im Donbass und auf der 
Krim. Gleichzeitig fanden in Russland und auf 
der Krim mehrere größere Prozesse statt. Inter-
nationale Aufmerksamkeit erfuhr das Verfahren 
gegen den ukrainischen Regisseur Oleh Sentsov 
und die Militärpilotin Nadiia Savchenko.21 Andere 
politische Gefangene wie der Journalist Stanislav 
Aseyev oder der Wissenschaftler Igor Kozlovsky 
wurden in den „Republiken“ verurteilt.22 Von dort 
berichten ehemalige Häftlinge von systematischer 
Folter, inakzeptablen Haftbedingungen und unfai-
ren Gerichtsverfahren.23

Der internationalen Öffent­
lichkeit sind die vielfältigen  
Auswirkungen des seit 2014  
im Donbass herrschenden 
Krieges auf das ukrainische 
Justizsystem kaum bewusst.

Nach Angaben der Generalstaatsanwaltschaft 
der Ukraine haben die eigenen Strafverfol-
gungsbehörden bis Ende 2020 (also weit vor der 
umfassenden russischen Invasion im Februar 
2022) mehr als 2.000 Strafverfahren gegen 
Personen eröffnet, die in den Strafverfolgungs-
behörden und Justizbehörden der „Republiken“ 
diese politischen Urteile fällten und umsetzten. 
In diesen Fällen wurden vor allem Kriegsverbre-
chen ermittelt, die meisten davon sind illegale 
Inhaftierung, Folter und Mord.24

Der internationalen Öffentlichkeit sind die viel-
fältigen Auswirkungen des seit 2014 im Don-
bass herrschenden Krieges auf das ukrainische 
Justizsystem kaum bewusst. Nach Angaben des 
staatlichen Strafvollzugsdienstes der Ukraine 
verlor der Staat infolge des Verlusts eines Teils 
des eigenen Territoriums die Kontrolle über 
28 Strafanstalten (in denen 16.200 Menschen 
untergebracht waren), die nun von einem 
Unrechtsregime kontrolliert werden. Lediglich 
einige hundert Insassen konnten in den zurück-
liegenden Jahren zur Verbüßung ihrer Strafe 
in das von der ukrainischen Regierung kon
trollierte Gebiet überstellt werden.25 Andere 
sehen sich nun einem anderen „Rechtssystem“ 
ausgesetzt, in dem kurz nach der Ausrufung der 

„Republiken“ die Todesstrafe eingeführt wurde. 
Zwar wurde die Todesstrafe bisher selten ver-
hängt, in den meisten Fällen bei schweren 
Gewaltverbrechen. Gegen politische Gefangene 
scheinen jedoch andere Mittel angewandt zu 
werden. Laut ukrainischen Quellen sind wie-
derholte außergerichtliche Hinrichtungen von 
Geiseln dokumentiert.26

Die ukrainischen Reaktionen zwischen 
Nichtanerkennung und der Suche 
nach pragmatischen Lösungen

Die Ukraine erkennt seit acht Jahren die in 
den sogenannten Volksrepubliken oder auf der 
Krim getroffenen juristischen Entscheidun-
gen nicht an. Aus ukrainischer Sicht wurden 
allen noch arbeitenden Justizbehörden in den 
besetzten Gebieten die Befugnisse entzogen 
und auf die Gerichte in den von der Regierung 
kontrollierten Gebieten übergeben. Jedoch 
bemühten sich die ukrainischen Regierungen, 
ihren Bürgern in den besetzten Gebieten den 
Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen und 
einen Rechtsschutz zu ermöglichen. Beispiels-
weise wurde für die Bewohner der besetzten 
Gebiete ein besonderes Verfahren zur Bestäti-
gung der Geburts- und Todesdaten eingeführt. 
Ukrainische Gerichte genehmigen die Ausstel-
lung von Geburts- oder Sterbeurkunden für 
Angehörige in den besetzten Gebieten auf der 
Grundlage von Dokumenten, die von den Ver-
waltungen der „Volksrepubliken“ ausgestellt 
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wurden. Absolventen von Schulen können mit-
tels einer externen Prüfung auf dem von der 
Ukraine kontrollierten Gebiet ihre Hochschul-
zugangsberechtigung erlangen, ohne dass ihre 
Abschlüsse oder Zeugnisse anerkannt werden 
müssen.27 Zudem bieten die Rentenfonds und 
die Sozialschutzdienste, der Migrationsdienst, 
der Steuerdienst, die Gerichte und Strafver-
folgungsbehörden in den von der Regierung 
kontrollierten Gebieten auch Dienstleistungen 
für die Bewohner der besetzten Gebiete an. Auf-
grund der Digitalisierung einer großen Anzahl 
öffentlicher Dienste28 können die Menschen 
einige Dokumente und Dienstleistungen erhal-
ten, ohne die besetzten Gebiete zu verlassen. 
In den meisten juristischen Angelegenheiten 
mussten die Menschen jedoch in die von der 
Ukraine kontrollierten Gebiete reisen.29 Dies 
bedeutet, dass einige Bürger, insbesondere 
mobilitätseingeschränkte und einkommens-
schwache, denen eine Reise über die soge-
nannte Kontaktlinie nicht oder kaum möglich 
war, nur eingeschränkten Zugang zur Justiz 
hatten. Bereits 2018 benannte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte die Problema-
tik und bescheinigte der Ukraine, alles Mögli-
che getan zu haben.30

In Rechtsfragen unterscheidet 
sich die Situation in den  

„Volksrepubliken“ von der  
auf der Krim.

Somit existieren die Justizsysteme der Ukraine 
und der separatistischen „Republiken“ nebenei-
nander und interagieren in keiner Weise. Zwar 
wurden in der Ukraine keine Entscheidungen von 
Gerichten aus den sogenannten Volksrepubliken 
anerkannt. Gleichzeitig setzte man in Einzelfäl-
len auf pragmatische Lösungen: Bis zum 24. Feb-
ruar 2022 akzeptierten beide Seiten de facto die 
Urteile der anderen Seite zu „politischen“ Sach-
verhalten – häufig Vorwürfe wegen Landesverrats 
oder Terrorismus –, indem sie die Verurteilten offi-
ziell als Gefangene anerkannten und auf die Liste 
der auszutauschenden Personen setzten.31

Die ukrainischen Regierungen und Justizbe-
hörden befanden sich dabei in einem Dilemma. 
Notwendigerweise mussten praktische Lösun-
gen für die ungeklärte rechtliche Lage gefunden 
werden, ging es doch um die Staatsbürger der 
Ukraine in den von den prorussischen Separa-
tisten besetzten Gebieten. Gleichzeitig mussten 
sie eine De-facto-Anerkennung des Rechtssys-
tems in den Pseudorepubliken vermeiden. 

Noch viel größer scheinen die Herausforderungen, 
die bei einer möglichen Reintegration der von 
den Aufständischen gehaltenen Gebiete auf das 
ukrainische Justizsystem zukommen würden. Vor 
dem Februar 2022 hatten die ukrainischen Regie-
rungen bereits erste Schritte für den Aufbau einer 
Übergangsjustiz eingeleitet. Das Ministerium 
für Reintegration der vorübergehend besetzten 
Gebiete der Ukraine hatte begonnen, ein Paket 
von Gesetzesinitiativen im Rahmen der staatli-
chen Übergangspolitik zu entwickeln, das straf-
rechtliche Haftung, Lustration (die Prüfung und 
nötigenfalls Entfernung politisch belasteter oder 
korrupter Personen aus ihrem Amt), Strafverfol-
gung und Justiz, Entlassung von Personen aus der 
Haft und weitere Punkte umfasst.32 Zu diesem 
Thema hatte auch das Auslandsbüro Ukraine der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Charkiw seit 2020 
in Kooperation mit der Charkiwer Juraakademie 
internationale Konferenzen veranstaltet, die unter 
anderem das deutsche Beispiel der Wiederverei-
nigung vorgestellt und mit ukrainischen Experten 
eine Umsetzung im ukrainischen Fall diskutiert 
haben. Hierbei ist zu beachten, dass sich bei 
Rechtsfragen die Ausgangslage für die „Volksre-
publiken“ von derjenigen in den von Russland 
direkt besetzten Gebieten unterscheidet.33 Den 
Bewohnern der Separatistengebiete im Donbass 
werden Geburtsurkunden, Führerscheine oder 
Erbscheine von einer nicht anerkannten Regie-
rung ausgestellt, damit können sie diese Doku-
mente fast nirgendwo außerhalb der „Republik“ 
verwenden. Auf der Krim schuf Russland eine 
Besatzungsverwaltung, die Dokumente im 
Namen der Russischen Föderation ausstellt, die 
somit international anerkannt sind. Die ukraini-
sche Regierung versuchte in diesen Fällen jedoch, 
einheitlich zu antworten: Keine Entscheidungen 
werden anerkannt.
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zur Legitimierung und Stabilisierung der eige-
nen Macht dienen. Bereits kurz nach der rus-
sischen Gefangennahme der verbliebenen 
ukrainischen Einheiten in Mariupol, die sich in 
den vorangegangenen Wochen in der Stahlfa-
brik Asowstal verschanzt hatten, kündigten 
die Behörden der „DNR“ die Einleitung eines 
Gerichtsverfahrens an. In der russischen Zei-
tung Rossiyskaya Gaseta sprach der Vorsitzende 
des „Volksrates“ der „Volksrepublik Donezk“, 
Denys Puschylin, von einem Tribunal, das die 
Gefangenen erwarte.34 In der „LNR“ kündigten 
offizielle Stellen Ähnliches an, um – laut einem 
Onlineportal aus Luhansk – Menschenrechts-
verletzungen und Kriegsverbrechen, die das 

Wiederholung der russischen Strategie 
von 2014: „Rechtsprechung“ in den neu 
besetzten Gebieten in der Ukraine

Die Entwicklungen der vergangenen Wochen 
und Monate deuten darauf hin, dass die rus-
sische Führung auch in den neu besetzten 
Gebieten im Osten und Südosten der Ukraine 
mit ähnlichen Strategien die eigene Macht auf-
bauen und stabilisieren wird. Hierbei scheinen 
beide Optionen  – die Gründung pseudoun-
abhängiger „Republiken“ oder die direkte 
Integration in das russische Staatsgebiet – auf 
dem Tisch zu liegen. Dabei wird abermals das 
Rechtssystem als entscheidendes Instrument 

„Welcome to Slaviansk“: Prorussische Separatisten hängen in der Region Donezk im Mai 2014 symbolisch eine 
als ukrainischer Soldat verkleidete Puppe – ein Vorgeschmack auf das Willkürsystem, das in den „Volksrepubliken“ 
seither herrscht und nun auch weiteren besetzten Gebieten in der Ukraine droht. Quelle: © Yannis Behrakis, 
Reuters.
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„Kiewer Regime“ im Donbass seit 2014 verübt 
habe, zu ahnden.35 Es ist davon auszugehen, 
dass solche geplanten „Tribunale“ auf direkte 
Vorgaben aus Moskau zurückzuführen sind und 
in ihrem Verlauf die eigene Propaganda, im 
Donbass hätten ukrainische „Faschisten“ einen 
Völkermord geplant und verübt, bestätigen 
sollen. Indem solche Verfahren von den soge-
nannten Volksrepubliken umgesetzt werden, 
wird zudem erneut das russische Narrativ eines 
ukrainischen Bürgerkrieges bedient. Ukraini-
sche Menschenrechtsaktivisten zeigten sich 
äußerst besorgt über das Schicksal von Gefan-
genen, die den „Gerichten“ in den „Volksrepu-
bliken“ übergeben werden sollen. Angesichts 
der Erfahrung von politischen Gefangenen aus 
den vergangenen acht Jahren rechnet die ukrai-
nische Seite mit weiteren massiven Menschen-
rechtsverletzungen.

In den „Volksrepubliken“ soll  
nur der Anschein der Rechts- 
staatlichkeit erweckt werden.

Willkür und Rechtlosigkeit als Instrumente  
der Machtübernahme

Von „Rechtsprechung“ in unserem Verständ-
nis kann aktuell und auch künftig in den nicht 
unter Kontrolle der Kiewer Zentralregierung 
stehenden Gebieten im Osten und Südosten der 
Ukraine keine Rede sein. Viele grundlegende 
Regeln, wie das Recht auf den gesetzlichen 
Richter, bleiben unbeachtet. In den sogenann-
ten Volksrepubliken soll durch quasi-justizielle 
Institutionen und Verfahren vielmehr nur der 
Anschein der Rechtsstaatlichkeit erweckt wer-
den. Unabhängig von der Bezeichnung der 
Personen und Institutionen, welche de facto an 

„Rechtsprechung“ und „Rechtsvollzug“ beteiligt 
sind, entbehren die in den „Volksrepubliken“ 
angewandten Vorschriften ordentlicher gesetz-
licher Grundlagen. Auch acht Jahre nach Aus-
rufung der sogenannten Volksrepubliken kann 
man deren Rechtssysteme nicht anders als fragil 
nennen.

Das Justizpersonal, soweit es sich um ukrainische 
Staatsangehörige handelt, ist teilweise in der 
Ukraine (in Abwesenheit) verurteilt worden. Ent-
scheidungen der „Gerichte“ und Vollstreckungs-
organe der „Volksrepubliken“ sind international 
nicht anerkannt und es ist schwer vorstellbar, 
dass dieser „Mangel“ nachträglich behoben wird. 
Die Justizsysteme beider „Volksrepubliken“ sind 
strukturell, personell und finanziell von russi-
schen Vorgaben bestimmt, in Teilen lassen sich 
sogar sowjetische Rechtstraditionen wiederfin-
den. Deutlich wird dabei, dass die Unabhängig-
keit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie beider 

„Republiken“ lediglich Makulatur ist.

Das Gegenteil von Rechtsstaat ist jedoch die 
Herrschaft von Willkür. Die betroffene Bevöl-
kerung lebt in den Quasi-Staaten ohne Rechts-
sicherheit. Grenzgänger bekamen dies schon 
vor der jüngsten großen Invasion Russlands in 
der Ukraine Ende Februar 2022 zu spüren. De 
facto gelten im freien und im besetzten Teil der 
Ukraine zwei unterschiedliche, inkompatible 
(Justiz-)Systeme. Dies gilt insbesondere für den 
Bereich des Strafrechts, das gern als probates 
Mittel des Kampfes gegen politische Gegner 
eingesetzt wird. Zahlreiche Anzeigen und Ver-
fahren wegen Landesverrats oder Terrorismus 
in den „Volksrepubliken“ sind dahingehend bei-
spielhaft. Zwar gab es im Bereich des Dokumen-
tenverkehrs vor dem offenen Kriegsausbruch 
einen gewissen Pragmatismus der ukrainischen 
Behörden, insbesondere im Bereich der Per-
sonenstandsurkunden, aber nach dem umfas-
senden russischen Angriff ist nicht von einer 
Fortsetzung dieses Ansatzes auszugehen. Die 
Anerkennung des „Rechtssystems“, der „Behör-
den“ geschweige denn der „Staatlichkeit“ der 
sogenannten Volksrepubliken durch die Ukraine 
ist weiterhin ausgeschlossen. Vielmehr ist damit 
zu rechnen, dass Willkür und Rechtlosigkeit in 
den von Russland neu besetzten Gebieten aber-
mals Instrumente der Machtübernahme sein 
werden.

Viele (Rechts-)Fragen bleiben aktuell unlösbar 
und werden im Falle eines Friedensprozesses spä-
ter zu klären sein. Wie schwer zu lösen rechtliche 
Übergangsfragen sind, zeigen zurückliegende 
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